
STADT

ANLAGE 5 zur; SATZUNG 
VOM

Bebauungsvorschriften

zum Bebauungsplan BREIT MATTEN

A) Rechtsgrundlagen:

§§ 1, 2, 8 und 9 des Bundesbaugesetzes - BBauG - von 23o6o1960 
(BGBlo I So 341)
§§1-23 der Verordnung über die bauliche Nutzung von Grund­
stücken (Baunutzungsverordnung - BauNVO) - von 2606»1962 (BGBloI 
So 429)
§ 1 der 2o Verordnung der Landesregierung zur Durchführung des 
Bundesbaugesetses von 27<-6c1961 (Ges,BloSo208)
§§ 39 16 und 111 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg - 
LBO - vom 6,-,4o1964 (GcsBlcSo 1 51)

B) Festsetzungen:

§ 1
_Art_der baulichen Nutzung_

(1) Für die Gliederung des Plangebietes hinsichtlich der Art der 
baulichen Nutzung sind die Festsetzungen in Plan maßgebende
(2) Auf den im Plan ausgewiesenen Grünflächen können ausnahmswei­
se solche baulichen Anlagen zugelassen werden, deren Nutzungsart 
der Zweckbestimmung der jeweiligen Grünfläche entspricht0
(3) Ncbenanlagen in Sinne des § 14 Abö» 1 BauNVO sind nur aus­
nahmsweise zulässige

§ 2
Maß der baulichen Nutzung

(1) Das Maß der zulässigen baulichen Nutzung wird bestimmt durch 
Festsetzung der Grundflächenzahl und der Geschoßflächenzahl sowie 
der Anzahl der Vollgcschosse (jeweils im Plan)0
(2) Die festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse gilt als Höchstgren- 
ze0
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(3) Bauliche Anlagen auf den Grünflächen (vgl0 § 1 Abs0 2) sind 
nur in dem Umfang zulässig, als es die Zweckbestimmung der jewei­
ligen Grünfläche erfordert, Sic dürfen höchstens 2 Vollgeschosse 
aufweisen0

§ 3
Bauweise

(1) Für die Bauweise sowie für die Stellung der Gebäude sind die 
Festsetzungen im Plan maßgebend (Garagen siehe § 6)0 Soweit kei­
ne entsprechenden Festsetzungen getroffen sind, wird jeweils im 
Einzelfallc durch das Rechts- und Ordnungsamt - Abto Bauordnung - 
entschiedene
(2) Soweit im Plan Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Hausgruppen 
ausgewiesen sind, gilt dies als Festsetzung gemäß § 22 Abs0 2 
Satz 2 BauIIVOo

§ 4
Überbaubare Grundstücksfläche

(1) Die überbaubaren Grundstücks!lachen ergeben sich aus den 
Festsetzungen in Plano
(2) 1=geschossige Garagen sind auf den nicht überbaubaren Flä­
chen nach Maßgabe von § 6 zulässigo
(3) Nebenanlagen im Sinne des § H Abs0 1 BauNVO sowie bauliche 
Anlagen im Sinne des § 23 Abs0 5 Satz 2 BauNVO sind auf den nicht 
überbaubaren Flächen unzulässige
(4) Innerhalb der im plan ausgewiesenen Sichtdreiecke bei der 
Einmündung der Straße l,Breitmattc•n,, in die L 100 sind Vorhaben 
im Sinne des § 89 Abs0 1 LBO genehmigungspflichtige

§ 5
_^£F5altung__der_ Bauten_

(1) Für Dachform und Dachneigung sind die Festsetzungen im plan 
maßgebend (Garagen siehe § 6 Absn 4)o Soweit keine entsprechen­
den Festsetzungen getroffen sind, wird jeweils im Einzelfalle 
durch das Rechts- und Ordnungsant - Abto Bauordnung - entschie­
den 0
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(2) V/o es in Interesse der städtebaulichen Gestaltung erfor­
derlich ist, kann die Dachneigung durch das Rechts- tu Ord- 
nungsant - Abt* Bauordnung - innerhalb des festgelegten Rah­
mens geitauer bestimmt werdena
(3) Gebäude, für die der Plan geneigte Dachflächen ausweist, 
sind mit Ziegeln zu decken0
Im übrigen sind die Dachflächen einheitlich in dunklem Farb­
ton zu halten. Über die Art des Bedachungsmaterials wird je­
weils im Einzelfalle durch das Rechts-u«, Ordnungsamt - Abt« 
Bauordnung - entschiedene

§ 6
Garagen und Einstellplätze

(1) Für die Lage und Anordnung von Garagen gelten grundsätzlich 
die Festsetzungen in Plan. Soweit keine entsprechenden Fest­
setzungen getroffen sind sowie bei anderer Anordnung oder bei 
weiteren Bedarf wird jeweils im Einzelfalle durch das Rechts- 
und Ordnungsamt - Abt. Bauordnung - entschieden«
(2) Für die Anlage von offenen Einstellplätzen gilt Abs. 1 ent­
sprechend o
(3) Garagen sind in der Regel als Massivbauten zu errichten. 
Ausnahmen können zugelassen werden, wenn eine einheitliche Ge­
staltung zusammengehöriger Garagengruppen gewährleistet ist und 
die Gebäude wie Massivbauten in Erscheinung treten«
(4) Dachform, Dachneigung und Dachdeckung der Garagen werden 
durch das Rechts- und Ordnungsamt - Abt. Bauordnung - im Ein» 
zelfalle bestimmt.

§ 7
Außenan1agen

(1) Freiflächen:
Notwendige Erdbewegungen (Aufschüttungen, Geländeverziehun­
gen, Anlagen von Terrassen, Böschungen, Stützmauern etc.) 
sind so durchzuführen, daß unabhängig von den Grundstücks­
grenzen eine zusammenhängende Geländegestaltung entsteht.
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(2) Einfriedigungen:
a) In den nicht gewerblich genutzten Gebietsteilen sind zur 

Einfriedigung der Grundstücke einfache, mit Hecken hinter­
pflanzte Holzzäune bis 1 n Höhe (einschlo evtl0 Sockel) 
oder Heckenpflanzungen - diese ggfs« nit innenliegenden 
Drahtzäunen - zugelassem

b) In den übrigen Gebietsteilen sind feste Einfriedigungen, 
soweit solche erforderlich werden, als einfache Holz= 
oder Drahtzäune bis 1,80 m Hohe (einschl* niedrigen Sok- 
kel) zugelassen0 Die Zäune sind in geeigneter \Yeise absu- 
pflanzen0

c) Für einzelne Bereiche kann eine einheitliche Ausführung 
und Höhe der Einfriedigung verlangt werden0

§ 8
Landschaftspflege

(1) Die in Plan dargestellte Begrünung (Bäume, Sträucher) gilt 
insoweit als verbindliche Festsetzung, als eine entsprechende An­
pflanzung aus städtebaulichen Gründen (ZoB. zur Lärmabschirnung 
oder zur optischen Begrenzung von Frciräunen) geboten isto
(2) Y/ertvoller Baumbestand darf nur im Einvernehmen nit dem Stadt­
bauamt - Gartenabteilung - beseitigt werden»
(3) Soweit in Plan dargestellt, sind die vorhandenen Baum= und 
Gehölsgruppen zu erhalten und im Einvernehmen mit dem Stadtbau­
amt - Gartenabteilung - zu ergänzen oder, wo erforderlich, zu er­
neuern,,
(4) Der Weiher auf Lgb.ITr0 6l2Sf ist zu erhalten.

(1) Für Ausnahmen und Befreiungen von den Festsetzungen des Be­
bauungsplanes gilt § 31 BBauG»
(2) Für Ausnahmen und Befreiungen von den baurechtlichen Vor­
schriften gilt § 94 LBOo

§ 9
Ausnahmen und Befreiungen

L 1o Dezember 1965
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Genehmigt gemäß § 11 des 
Bundesbaugesetz£s vom 23. 6. 1960 

(3G0I. I S. 341)
Regierungspräsidium Süd baden

Der Bebauungsplan wurde am 18. Dezember 1966 rechtsverbindlich.
Lahr, den 9. Januar 1967

(Steurer) 
Stadtoberbaurat


